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Adressaten :
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die Dachverbände der Gemeinden, Städte und Berggebiete
die Dachverbände der Wirtschaft
die interessierten Kreise

Änderung des Bevölkerungs- und Zivilschutzgesetzes, des Zivildienstgesetzes
und des Militärgesetzes: Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Bundesrat hat am 25. Januar 2023 das VBS beauftragt, bei den Kantonen, den
politischen Parteien, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Gemeinden,
Städte und Berggebiete, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Wirtschaft
und den interessierten Kreisen zur Änderung des Bevölkerungs- und Zivilschutzge-
setzes, des Zivildienstgesetzes und des Militärgesetzes ein Vernehmlassungsverfah-
ren durchzuführen.

Die Vernehmlassungsfrist dauert bis 2. Mai 2023.

Am 30. Juni 2021 hiess der Bundesrat den Bericht «Alimentierung von Armee und Zi-
vilschutz; Teil 1 : Analyse und kurz- und mittelfristige Massnahmen» gut. Gleichzeitig
beauftragte er das VBS und das WBF, eine Vernehmlassungsvorlage zur Umsetzung
von Massnahmen zur Verbesserung der Zivilschutzbestände auszuarbeiten. Mit der
vorliegenden Vorlage für die Änderung von Bevölkerungs- und Zivilschutzgesetz, Zi-
vildienstgesetz und Militärgesetz wird dieser Auftrag ausgeführt.
Vorgesehen ist einerseits die Ausweitung der Schutzdienstpflicht auf bestimmte Mili-
tärdienstpflichtige und ehemalige Armeeangehörige. Anderseits soll die Möglichkeit
geschaffen werden, zivildienstpflichtige Personen zu verpflichten, einen Teil ihrer Zi-
vildienstpflicht in einer Zivilschutzorganisation mit dauerndem Unterbestand zu leis-
ten. Schliesslich werden Massnahmen zur Verbesserung der Unterstützung durch Zi-
vildienstleistende in Katastrophen und Notlagen umgesetzt.
Die vorliegende Revision des BZG wird ausserdem für verschiedene kleinere Ände-
rungen genutzt, beziehungsweise für eine Anpassung der rechtlichen Grundlagen
des Koordinierten Sanitätsdienstes und eine im Bereich der Alarmierungssysteme.

Hiermit laden wir Sie höflich ein, zur Vorlage und zu den Ausführungen im erläuternden
Bericht Stellung zu nehmen.
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Die Vernehmlassungsunterlagen können bezogen werden über die Internetadresse:
Vernehmlassunqen laufend (admin.ch).

Wir sind bestrebt, die Dokumente im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes
(BehiG; SR 151.3) barrierefrei zu publizieren. Wir ersuchen Sie daher, Ihre Stellung-
nahmen, wenn möglich, elektronisch (bitte nebst einer PDF-Version auch eine
Word-Version) innert der Vernehmlassungsfrist an folgende Email-Adresse zu sen-
den

recht@babs.admin.ch

Bitte geben Sie im Hinblick auf allfällige Rückfragen die bei ihnen zuständigen Kon-
taktpersonen und deren Koordinaten an.

Für Rückfragen und allfällige Informationen steht Ihnen Dr. iur. Claudia Geiger,
BABS (claudia.geiger@babs.admin.ch; Tel. 058 483 87 60) zur Verfügung.

Für Ihr Interesse und Ihre wertvolle Mitarbeit danken wir Ihnen bestens.

Mit freundlichen Grüssen

Viola Amherd
Bundesrätin


